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VERFAHREN BEZUGLICH DER DURCHFUHRUNG DER GEMEINSAMEN
HANDELSPOLITIK

EUROPAISCHE KOMMISSION

Bekanntmachung der Einleitung einer Uberpriifung wegen des bevorstehenden Auferkrafttretens
der Antidumpingmaflnahmen gegeniiber den Einfuhren von Betonstabstahl mit Ursprung in der
Republik Belarus

(2022/C 231/11)

Nach Verdffentlichung der Bekanntmachung des bevorstehenden AufSerkrafttretens (') der Antidumpingmafnahmen
gegeniiber den Einfuhren von Betonstabstahl mit Ursprung in der Republik Belarus (im Folgenden ,betroffenes Land“) ging
bei der Europdischen Kommission (im Folgenden ,Kommission®) ein Antrag auf Einleitung einer Uberpriifung nach
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber
den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehoérenden Lindern () (im Folgenden
,Grundverordnung®) ein.

1. Uberpriifungsantrag

Der Antrag wurde am 16. Mdrz 2022 im Sinne des Artikels 5 Absatz 4 der Grundverordnung im Namen des Betonstabstahl
herstellenden Wirtschaftszweigs der Union vom Verband der Europiischen Stahlhersteller (European Steel Association, im
Folgenden ,Eurofer” oder ,Antragsteller”) gestellt.

Eine allgemein einsehbare Fassung des Antrags und die Analyse, inwieweit der Antrag von den Unionsherstellern
unterstiitzt wird, sind in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier verfiigbar. Abschnitt 5.6
dieser Bekanntmachung enthilt Informationen iiber den Zugang zum Dossier fiir interessierte Parteien.

2. Zu iiberpriifende Ware

Bei der von dieser Uberpriifung betroffenen Ware handelt es sich um bestimmten Betonstabstahl aus Eisen oder nicht
legiertem Stahl, nur geschmiedet, nur warmgewalzt, nur warmgezogen oder nur warmstranggepresst, ob nach dem
Walzen verwunden oder nicht, mit vom Walzen herrithrenden Einschnitten, Rippen (Wiilsten), Vertiefungen oder
Erhéhungen (im Folgenden ,zu iiberpriffende Ware®), die derzeit unter den KN-Codes ex 7214 10 00, ex 7214 20 00,
ex 72143000, ex72149110, ex72149190, ex72149910 und ex72149995 (TARIC-Codes: 721410 00 10,
7214200020, 7214300010, 7214911010, 7214919010, 7214991010, 721499 95 10) eingereiht werden.
Hochdauerfester Betonstabstahl aus Eisen oder Stahl ist aus der Warendefinition ausgenommen. Andere Profilerzeugnisse,
wie etwa runder Stabstahl, sind ausgenommen. Die KN- und TARIC-Codes werden nur informationshalber angegeben und
stehen etwaigen Anderungen der Auflistung in kiinftigen Stufen des Verfahrens nicht entgegen.

3. Geltende Maflnahmen

Bei den derzeit geltenden Mafnahmen handelt es sich um einen endgiiltigen Antidumpingzoll, der mit der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2017/1019 der Kommission (*) eingefiihrt wurde.

4. Griinde fiir die Uberpriifung

Der Antrag wurde damit begriindet, dass bei AuSerkrafttreten der Mafinahmen mit einem Anhalten des Dumpings und
einem erneuten Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rechnen ist.

() ABL C 372/08 vom 16.9.2021, S. 9.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, S. 21.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 20171019 der Kommission vom 16. Juni 2017 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls
und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren von bestimmtem Betonstabstahl mit Ursprung in der
Republik Belarus (ABL. L 155 vom 17.6.2017, S. 6).
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4.1.  Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings

4.1.1. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings durch die Republik Belarus

Mangels zuverldssiger Daten zu den Inlandspreisen in Belarus stiitzt sich die Behauptung, dass das Dumping wahrscheinlich
anhalten wiirde, auf einen Vergleich des Normalwerts auf der Grundlage von Preisen fiir Betonstabstahl, der auf den
Inlandsmarkten der Vereinigten Staaten und Brasiliens, die als reprasentative Linder herangezogen wurde, verkauft wird
(angepasst auf der Stufe ab Werk), mit dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der zu tiberpriifenden Ware bei der Ausfuhr in die
Union.

Aus diesem Vergleich ergeben sich fur Belarus erhebliche Dumpingspannen.

4.2.  Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung

Laut dem Antragsteller ist auch ein erneutes Auftreten der Schidigung durch Einfuhren aus Belarus wahrscheinlich. Der
Antragsteller legte diesbeziiglich ausreichend Beweise vor, wonach die derzeitigen Einfuhrmengen der zu uberpriifenden
Ware aus Belarus in die Union im Falle eines AufSerkrafttretens der Mafinahmen angesichts erheblicher ungenutzter
Kapazititen in Belarus, der Attraktivitit des EU-Marktes und verschiedener handelspolitischer Schutzmafinahmen
gegeniiber Betonstabstahl auf Drittmarkten zunehmen diirften.

Im Ubrigen fithrte der Antragsteller an, dass die Beseitigung der Schidigung in erster Linie auf die MaBnahmen
zurlickzufithren sei und dass bei AuSerkrafttreten der Mafnahmen der Wirtschaftszweig der Union wahrscheinlich erneut
geschddigt wiirde, sofern wieder erhebliche Mengen zu gedumpten Preisen aus Belarus eingefiihrt wiirden.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Anhorung des nach Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses zu
dem Schluss, dass geniigend Beweise fur die Wahrscheinlichkeit von Dumping und Schidigung vorliegen, um die
Einleitung einer Auslaufiiberpriifung zu rechtfertigen; sie leitet daher eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der
Grundverordnung ein.

Bei der Auslauftiberpriifung wird untersucht, ob damit zu rechnen ist, dass bei einem Auflerkrafttreten der Mafnahmen das
Dumping in Bezug auf die zu iiberpriifende Ware mit Ursprung in Belarus anhilt oder wieder auftritt und der
Wirtschaftszweig der Union weiter bzw. erneut geschiadigt wird.

Die Kommission weist die Parteien aufferdem auf die veréffentlichte Bekanntmachung (*) tiber die Folgen des COVID-
19-Ausbruchs fiir Antidumping- und Antisubventionsuntersuchungen hin, die auf dieses Verfahren anwendbar sein konnte.

5.1.  Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

Die Untersuchung beziiglich eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings erstreckt sich auf den Zeitraum vom
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung®). Die Untersuchung
der Entwicklungen, die fiir die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der
Schidigung relevant sind, betrifft den Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums (im
Folgenden ,Bezugszeitraum®).

5.2.  Stellungnahmen zum Antrag und zur Einleitung der Untersuchung

Interessierte Parteien, die zum Antrag (zum Beispiel zu Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Schadensursache oder
dem erneuten Auftreten der Schidigung) oder zu Aspekten im Zusammenhang mit der Einleitung der Untersuchung (zum
Beispiel zu der Frage, inwieweit der Antrag unterstiitzt wird) Stellung nehmen maéchten, miissen dies binnen 37 Tagen nach
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union (°) tun.

Antrige auf Anhorung, die die Einleitung der Untersuchung betreffen, miissen binnen 15 Tagen nach Veroffentlichung
dieser Bekanntmachung gestellt werden.

() https:/|eur-lex.europa.euflegal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020XC0316%2802%29
() Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind alle Bezugnahmen auf die Veroffentlichung dieser Bekanntmachung Bezugnahmen auf die
Verdffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020XC0316%2802%29
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5.3.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings

Bei einer Auslaufiiberpriifung untersucht die Kommission Ausfuhren, die im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in
die Union getitigt wurden, und priift, unabhingig von den Ausfuhren in die Union, ob die Lage der Unternehmen, die die
zu tiberpriffende Ware im betroffenen Land herstellen und verkaufen, sich so darstellt, dass bei einem Auflerkrafttreten der
Mafinahmen die Ausfuhren zu gedumpten Preisen in die Union fortgesetzt oder erneut getitigt werden diirften.

Daher werden alle Hersteller () der zu iiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land gebeten, bei der Untersuchung der
Kommission mitzuarbeiten; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den
geltenden Maflnahmen fiihrte.

5.3.1. Untersuchung der Hersteller im betroffenen Land

Da in Belarus eine Vielzahl von Herstellern von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen sein diirfte und da es gilt, die
Untersuchung fristgerecht abzuschlieen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden Hersteller auf ein
vertretbares Maf beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichproben-
verfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission {iber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
Stichprobe bilden kann, werden alle Hersteller oder die in ijhrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, der
Kommission binnen 7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung Angaben zu ihren Unternehmen vorzulegen;
dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur Uberpriifung
anstehenden Maffnahmen fiihrte. Diese Angaben sind iiber TRON.tdi unter folgender Adresse zu iibermitteln: https://tron.
trade.ec.europa.eu/tron/tdi/fform/R773_SAMPLING_FORM_FOR_EXPORTING_PRODUCER. Informationen zum Zugrift
auf TRON enthalten die Abschnitte 5.6 und 5.9.

Die Kommission wird ferner mit den belarussischen Behorden sowie gegebenenfalls mit den ihr bekannten Hersteller-
verbanden im betroffenen Land Kontakt aufnehmen, um die Informationen einzuholen, die sie fiir die Auswahl der
Herstellerstichprobe benotigt.

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, werden die Hersteller auf der Grundlage der groften reprisentativen
Produktions-, Verkaufs- oder Ausfuhrmenge ausgewdhlt, die in der zur Verfiigung stehenden Zeit in angemessener Weise
untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten Hersteller in Belarus, die Behorden des betroffenen Landes und
die Herstellerverbinde werden von der Kommission (gegebenenfalls iiber die Behorden des betroffenen Landes) dariiber in
Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die Stichprobe ausgewahlt wurden.

Sobald die Kommission die erforderlichen Informationen erhalten hat, um eine Herstellerstichprobe zu bilden, teilt sie den
betroffenen Parteien mit, ob sie in die Stichprobe einbezogen wurden. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die
Hersteller, die fir die Stichprobe ausgewihlt wurden, binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung tiber ihre
Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen iibermitteln.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier einen Vermerk zur
Stichprobenauswahl auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl miissen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der
Entscheidung tiber die Stichprobe eingehen.

Der Fragebogen fiir Hersteller im betroffenen Land steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten
Dossier und auf der Website der GD Handel (https://tron.trade.ec.europa.eufinvestigations/case-view?caseld=2607) zur
Verfiigung.

Unbeschadet des Artikels 18 der Grundverordnung gelten Unternehmen, die ihrer moglichen Einbeziehung in die
Stichprobe zugestimmt haben, jedoch hierfiir nicht ausgewahlt werden, als mitarbeitend.

(®) Ein Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen Land, das die zu tiberpriifende Ware herstellt, gegebenenfalls auch ein verbundenes
Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsverkdufen oder der Ausfuhr der zu tiberpriifenden Ware beteiligt ist.


https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi/form/R773_SAMPLING_FORM_FOR_EXPORTING_PRODUCER
https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi/form/R773_SAMPLING_FORM_FOR_EXPORTING_PRODUCER
https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2607
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5.3.2. Untersuchung der unabhdingigen Einfiihrer () (%)

Die unabhingigen Einfiihrer, die die zu iiberpriifende Ware aus Belarus in die Union einfithren, werden gebeten, bei dieser
Untersuchung mitzuarbeiten; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den
geltenden Maflnahmen fithrte.

Da eine Vielzahl unabhingiger Einfithrer von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen sein diirfte und da es gilt, die
Untersuchung fristgerecht abzuschliefen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden unabhingigen Einfithrer
auf ein vertretbares Mafl beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
Stichprobe bilden kann, werden alle unabhidngigen Einfithrer oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit
gebeten, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung
mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur Uberpriifung anstehenden MaRnahmen fiihrte. Die Parteien miissen dies binnen
7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung tun, indem sie der Kommission die im Anhang erbetenen Angaben
zu ihren Unternehmen tibermitteln.

Ferner kann die Kommission mit den ihr bekannten Einfithrerverbinden Kontakt aufnehmen, um die Informationen
einzuholen, die sie fiir die Auswahl der Stichprobe der unabhingigen Einfiihrer benétigt.

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, kénnen die Einfithrer auf der Grundlage der groften reprisentativen
Verkaufsmenge der zu tiberpriifenden Ware aus Belarus in der Union ausgewihlt werden, die in der zur Verfugung
stehenden Zeit in angemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten unabhingigen Einfithrer
und Einfithrerverbdnde werden von ihr davon in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die Stichprobe ausgewihlt
wurden.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier auch einen Vermerk zur
Stichprobenauswahl auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl miissen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der
Entscheidung uiber die Stichprobe eingehen.

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen unabhingigen Einfithrern Fragebogen zur Verfiigung stellen, um
die fiir ihre Untersuchung bendtigten Informationen einzuholen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Parteien
binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen iibermitteln.

Der Fragebogen fiir unabhingige Einfiihrer steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier
und auf der Website der GD Handel (https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseld=2607) zur Verfiigung.

5.4.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung

Um festzustellen, ob ein Anhalten oder erneutes Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union wahrscheinlich
ist, ersucht die Kommission die Unionshersteller der zu iiberpriifenden Ware darum, bei der Untersuchung mitzuarbeiten.

() Es konnen ausschlieflich Einfiihrer, die nicht mit Herstellern im betroffenen Land bzw. in den betroffenen Lindern verbunden sind, in
die Stichprobe einbezogen werden. Einfithrer, die mit Herstellern verbunden sind, miissen Anhang I des Fragebogens fiir die
betreffenden Hersteller ausfilllen. Nach Artikel 127 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom
24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten zwei Personen als verbunden, wenn
a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von
Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhaltnis zueinander befinden, d) eine dritte Person
unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder hilt, €) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder
mittelbar von einer dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person
kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind (ABL L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als
Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Verwandtschaftsverhiltnisse zueinander stehen: i) Ehegatten,
ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) Grofeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi)
Schwiegereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) Schwiger und Schwigerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person”
eine natiirliche Person, eine juristische Person oder eine Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach
Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Moglichkeit hat, im Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABL. L 269 vom
10.10.2013, S. 1).

(*) Die von unabhingigen Einfiihrern vorgelegten Daten konnen im Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur
Dumpingermittlung herangezogen werden.


https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2607
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5.4.1. Untersuchung der Unionshersteller

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen ist und da es gilt, die Untersuchung
fristgerecht abzuschlieen, hat die Kommission beschlossen, die Zahl der zu untersuchenden Unionshersteller auf ein
vertretbares Mafl zu beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Die Kommission hat eine vorldufige Stichprobe der Unionshersteller gebildet. Genauere Angaben dazu kénnen dem zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier entnommen werden.

Die interessierten Parteien werden hiermit aufgefordert, zur vorldufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Andere
Unionshersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter, die der Auffassung sind, dass bestimmte Griinde fir die
Einbeziehung ihres Unternehmens in die Stichprobe sprechen, miissen aufferdem die Kommission binnen 7 Tagen nach
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung kontaktieren; dies gilt auch fiir diejenigen Unionshersteller, die nicht bei der
Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den geltenden Maffnahmen fiihrte. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen
alle Stellungnahmen zur vorldufigen Stichprobe binnen 7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung bei der
Kommission eingegangen sein.

Die Kommission wird alle ihr bekannten Unionshersteller und/oder Verbinde von Unionsherstellern dariiber in Kenntnis
setzen, welche Unternehmen in die endgiiltige Stichprobe einbezogen wurden.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Unionshersteller, die fiir die Stichprobe ausgewihlt wurden, binnen
30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung tiber ihre Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen
tibermitteln.

Der Fragebogen fiir Unionshersteller steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier und
auf der Website der GD Handel (https://tron.trade.ec.europa.cu/investigations/case-view?caseld=2607) zur Verfiigung.

5.5.  Verfahren zur Priifung des Unionsinteresses

Sollte sich die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings und der Schidigung bestatigen,
wird nach Artikel 21 der Grundverordnung gepriift, ob die Aufrechterhaltung der Antidumpingmaffnahmen nicht etwa
dem Interesse der Union zuwiderliefe.

Die Unionshersteller, die Einfiihrer und ihre reprisentativen Verbinde, die Verwender und ihre reprisentativen Verbinde,
die Gewerkschaften sowie reprisentative Verbraucherorganisationen werden gebeten, der Kommission Informationen zum
Unionsinteresse zu iibermitteln.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Informationen zur Bewertung des Unionsinteresses binnen 37 Tagen nach
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung iibermittelt werden. Diese Angaben konnen entweder in einem frei gewahlten
Format oder in einem von der Kommission erstellten Fragebogen gemacht werden.

Die Fragebogen, darunter auch der Fragebogen fiir Verwender der zu iiberpriifenden Ware, stehen in dem zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier und auf der Website der GD Handel (https://tron.trade.ec.
europa.eu/investigations/case-view?caseld=2607) zur Verfiigung. Nach Artikel 21 iibermittelte Informationen werden
allerdings nur dann beriicksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Ubermittlung durch Beweise belegt sind, die ihre
Richtigkeit bestatigen.

5.6. Interessierte Parteien

Um bei der Untersuchung mitarbeiten zu kénnen, miissen interessierte Parteien wie Hersteller im betroffenen Land,
Unionshersteller, Einfithrer und ihre reprisentativen Verbinde, Verwender und ihre reprisentativen Verbinde,
Gewerkschaften sowie reprisentative Verbraucherorganisationen zunichst nachweisen, dass ein objektiver
Zusammenhang zwischen ihrer Tétigkeit und der zu tiberpriifenden Ware besteht.

Hersteller im betroffenen Land, Unionshersteller, Einfithrer und reprasentative Verbande, die Informationen nach den
Verfahren der Abschnitte 5.3.1, 5.3.2 und 5.4.1 zur Verfiigung gestellt haben, gelten als interessierte Parteien, wenn ein
objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Titigkeit und der zu iiberpriifenden Ware besteht.

Andere Parteien konnen erst dann als interessierte Partei bei der Untersuchung mitarbeiten, wenn sie sich bei der
Kommission gemeldet haben, und nur dann, wenn ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tatigkeit und der zu
tiberpriifenden Ware besteht. Die Einstufung als interessierte Partei gilt unbeschadet der Anwendung des Artikels 18 der
Grundverordnung.


https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2607
https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2607
https://tron.trade.ec.europa.eu/investigations/case-view?caseId=2607
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Der Zugang zu dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier erfolgt iber TRON.tdi unter
folgender Adresse: https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/TDI. Um Zugang zu erhalten, folgen Sie bitte den Anweisungen auf
dieser Seite ().

5.7.  Andere schriftliche Beitrige

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren
Standpunkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt
ist, miissen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise binnen 37 Tagen nach Veroffentlichung dieser
Bekanntmachung bei der Kommission eingehen.

5.8.  Maoglichkeit der Anhérung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen

Jede interessierte Partei kann eine Anhérung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der
entsprechende Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begriinden; er muss ferner eine Zusammenfassung der Punkte
enthalten, die die interessierte Partei wihrend der Anhorung erortern mochte. Die Anhorung ist auf die von den
interessierten Parteien im Voraus schriftlich dargelegten Punkte beschrankt.

Grundsitzlich kénnen die Anhorungen nicht zur Darlegung von Sachinformationen genutzt werden, die noch nicht im
Dossier enthalten sind. Im Interesse einer guten Verwaltung und um die Kommissionsdienststellen in die Lage zu versetzen,
bei der Untersuchung voranzukommen, konnen die interessierten Parteien nach einer Anhorung jedoch aufgefordert
werden, neue Sachinformationen vorzulegen.

5.9.  Schriftliche Beitrige, Ubermittlung ausgefiillter Fragebogen und Schriftwechsel

Der Kommission fiir die Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen vorgelegte Angaben miissen frei von Urheberrechten
sein. Bevor interessierte Parteien der Kommission Angaben und/oder Daten vorlegen, fiir die Urheberrechte Dritter gelten,
miissen sie vom Urheberrechtsinhaber eine spezifische Genehmigung einholen, die es der Kommission ausdriicklich
gestattet, a) die Angaben und Daten fiir die Zwecke dieses Handelsschutzverfahrens zu verwenden und b) den an dieser
Untersuchung interessierten Parteien die Angaben und/oder Daten so vorzulegen, dass sie ihre Verteidigungsrechte
wahrnehmen kénnen.

Alle von interessierten Parteien iibermittelten schriftlichen Beitrdge, die vertraulich behandelt werden sollen, miissen den
Vermerk ,Sensitive* (') (zur vertraulichen Behandlung) tragen; dies gilt auch fiir entsprechende mit dieser
Bekanntmachung angeforderte Informationen, ausgefiillte Fragebogen und sonstige Schreiben. Parteien, die im Laufe der
Untersuchung Informationen vorlegen, werden gebeten, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung zu begriinden.

Parteien, die Informationen mit dem Vermerk ,Sensitive“ iibermitteln, miissen nach Artikel 19 Absatz 2 der
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vorlegen, die den Vermerk ,For inspection by interested
parties” (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trigt. Diese Zusammenfassung muss so ausfihrlich sein, dass sie
ein angemessenes Verstindnis des wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen ermdéglicht. Kann eine Partei, die
vertrauliche Informationen vorlegt, thren Antrag auf vertrauliche Behandlung nicht triftig begriinden oder legt sie keine
nichtvertrauliche Zusammenfassung der Informationen im vorgeschriebenen Format und in der vorgeschriebenen Qualitit
vor, so kann die Kommission solche Informationen unberiicksichtigt lassen, sofern nicht anhand geeigneter Quellen in
zufriedenstellender Weise nachgewiesen wird, dass die Informationen richtig sind.

Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beitridge und Antrige, darunter auch Antrige auf Registrierung als interessierte
Parteien, gescannte Vollmachten und Bescheinigungen, iiber TRON.tdi (https://tron.trade.ec.europa.cu/tron/TDI) zu
iibermitteln. Mit der Verwendung von TRON.tdi oder E-Mail erkldren sich die interessierten Parteien mit den Regeln fiir die
clektronische Ubermittlung von Unterlagen im Leitfaden zum ,SCHRIFTWECHSEL MIT DER EUROPAISCHEN
KOMMISSION BEI HANDELSSCHUTZUNTERSUCHUNGEN® einverstanden, der auf der Website der Generaldirektion
Handel veroffentlicht ist: https://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/june[tradoc_152566.pdf. Die interessierten Parteien
miissen ihren Namen sowie ihre Anschrift, Telefonnummer und giiltige E-Mail-Adresse angeben und sollten sicherstellen,
dass es sich bei der genannten E-Mail-Adresse um eine aktive offizielle Mailbox handelt, die tiglich eingesehen wird. Hat
die Kommission die Kontaktdaten erhalten, so kommuniziert sie ausschlieflich iiber TRON.tdi oder per E-Mail mit den
interessierten Parteien, es sei denn, diese wiinschen ausdriicklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem anderen
Kommunikationsweg zu erhalten, oder die Art der Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich. Weitere
Regeln und Informationen beziiglich des Schriftverkehrs mit der Kommission, einschlieflich der Grundsitze fur
Ubermittlungen iiber TRON.tdi oder per E-Mail, kénnen dem genannten Leitfaden fiir interessierte Parteien entnommen
werden.

(’) Bei technischen Problemen wenden Sie sich bitte per E-Mail (trade-service-desk@ec.europa.eu) oder telefonisch (Tel.: + 32 22979797)
an den Trade Service Desk.

(") Eine Unterlage mit dem Vermerk ,Sensitive gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 19 der Grundverordnung und des Artikels 6 des
WTO-Ubereinkommens zur Durchfithrung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-
Ubereinkommen). Sie ist ferner nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABL.
L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt.


https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/TDI
https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/TDI
https://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/june/tradoc_152566.pdf
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Postanschrift der Kommission:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion G

Biiro: CHAR 04/039
Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

TRON.tdi: https:/[tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi
E-Mail-Adressen:
TRADE-R773-REBARS-BELARUS-DUMPING®ec.europa.eu
TRADE-R773-REBARS-BELARUS-INJURY@ec.europa.eu

6. Zeitplan fiir die Untersuchung

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Untersuchung in der Regel binnen 12 Monaten, spitestens jedoch
15 Monate nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung abgeschlossen.

7. Vorlage von Informationen

In der Regel konnen interessierte Parteien nur innerhalb der in Abschnitt 5 dieser Bekanntmachung angegebenen Fristen
Informationen vorlegen.

Um die Untersuchung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abzuschlieSen, nimmt die Kommission nach Ablauf der Frist
fur Stellungnahmen zur endgiiltigen Unterrichtung bzw. gegebenenfalls nach Ablauf der Frist fiir Stellungnahmen zur
weiteren Unterrichtung iiber die endgiiltigen Feststellungen keine Beitrdge mehr an.

8. Maglichkeit, zu den Beitrigen anderer Parteien Stellung zu nehmen

Zur Wahrung der Verteidigungsrechte sollten die interessierten Parteien die Mdglichkeit haben, sich zu den von anderen
interessierten Parteien vorgelegten Informationen zu duflern. Dabei diirfen die interessierten Parteien nur auf die in den
Beitrigen der anderen interessierten Parteien vorgebrachten Punkte eingehen und keine neuen Punkte ansprechen.

Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf die Unterrichtung iiber die endgiltigen
Feststellungen hin vorgelegt wurden, sollten, sofern nichts anderes bestimmt ist, binnen 5 Tagen nach Ablauf der Frist fiir
Stellungnahmen zu den endgiiltigen Feststellungen abgegeben werden. Im Falle einer weiteren Unterrichtung iiber die
endgiiltigen Feststellungen sollten Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf diese
weitere Unterrichtung hin vorgelegt wurden, spitestens am Tag nach Ablauf der Frist fur Stellungnahmen zu dieser
weiteren Unterrichtung abgegeben werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Der genannte Zeitrahmen berithrt nicht das Recht der Kommission, in hinreichend begriindeten Faillen zusitzliche
Informationen von den interessierten Parteien anzufordern.

9. Verlingerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen

Eine Verldngerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen sollte nur in Ausnahmefillen beantragt werden und
wird nur bei hinreichender Begriindung gewéhrt. In jedem Fall sind Verlingerungen von Fristen fiir die Beantwortung der
Fragebogen normalerweise auf 3 Tage begrenzt; grundsitzlich werden hochstens 7 Tage gewihrt. In Bezug auf die Fristen
fir die Vorlage anderer Informationen nach dieser Bekanntmachung sind Verlangerungen auf 3 Tage begrenzt, sofern nicht
nachgewiesen wird, dass auffergewohnliche Umstinde vorliegen.

10.  Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilt sie die Auskiinfte nicht
fristgerecht oder behindert sie die Untersuchung erheblich, so kénnen nach Artikel 18 der Grundverordnung positive oder
negative Feststellungen auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irrefithrende Informationen vorgelegt hat, so konnen diese
Informationen unberiicksichtigt bleiben; stattdessen konnen die verfugbaren Informationen zugrunde gelegt werden.


https://tron.trade.ec.europa.eu/tron/tdi
mailto:TRADE-R773-REBARS-BELARUS-DUMPING@ec.europa.eu
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Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschrinkt mit und stiitzen sich die Feststellungen daher nach Artikel 18
der Grundverordnung auf die verfiigbaren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis fithren, das fir diese Partei
ungiinstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hitte.

Werden die Antworten nicht elektronisch tibermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit, sofern die
interessierte Partei darlegt, dass die Ubermittlung der Antwort in der gewiinschten Form die interessierte Partei iiber
Gebiihr zusitzlich belasten wiirde oder mit unangemessenen zusitzlichen Kosten verbunden wire. Die interessierte Partei
sollte unverziiglich mit der Kommission Kontakt aufnehmen.

11.  Anhérungsbeauftragte

Interessierte Parteien konnen sich an die Anhérungsbeauftragte fiir Handelsverfahren wenden. Sie befasst sich mit Antrigen
auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten iiber die Vertraulichkeit von Unterlagen, Antrdgen auf Fristverlingerung und
sonstigen Antrigen in Bezug auf die Verteidigungsrechte der interessierten Parteien oder von Dritten, die sich wihrend des
Verfahrens ergeben.

Die Anhorungsbeauftragte kann Anhoérungen ansetzen und vermittelnd zwischen interessierten Parteien und den
Dienststellen der Kommission titig werden, um zu gewéhrleisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte
umfassend wahrnehmen konnen. Eine Anhérung durch die Anhorungsbeauftragte ist schriftlich zu beantragen und zu
begriinden. Die Anhérungsbeauftragte priift die Griinde, aus denen der jeweilige Antrag gestellt wird. Solche Anhérungen
sollten nur stattfinden, wenn die Fragen nicht zeitnah mit den Dienststellen der Kommission geklirt wurden.

Alle Antrige sind frithzeitig zu stellen, um die geordnete Abwicklung des Verfahrens nicht zu gefdhrden. Zu diesem Zweck
sollten interessierte Parteien die Anhorungsbeauftragte zum frithestmoglichen Zeitpunkt nach Eintritt des Ereignisses, das
ein Tatigwerden ihrerseits rechtfertigt, um eine Intervention ersuchen. Bei nicht fristgerecht eingereichten Antragen auf
Anhorung priift die Anhorungsbeauftragte auch die Griinde fiir die Verspatung, die Art der aufgeworfenen Probleme und
die Auswirkungen dieser Probleme auf die Verteidigungsrechte, wobei den Interessen einer guten Verwaltung und dem
fristgerechten Abschluss der Untersuchung gebithrend Rechnung getragen wird.

Weiterfithrende Informationen und Kontaktdaten konnen interessierte Parteien den Webseiten der Anhérungsbeauftragten
im Internet-Auftritt der GD Handel entnehmen: http://ec.curopa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts /hearing-officer/.

12.  Maéglichkeit der Beantragung einer Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung

Bei dieser Auslaufiiberpriifung handelt es sich um eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung; daher
werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer Anderung der geltenden Mafnahmen fithren, sondern nach
Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Aufhebung oder Aufrechterhaltung jener Mafinahmen.

Ist nach Auffassung einer interessierten Partei zu tiberpriifen, ob die Maffnahmen gedndert werden sollten, so kann die
Partei eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung beantragen.

Parteien, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung genannten Auslaufiiberpriifung getrennt durchzufiithrende
Uberpriifung beantragen mochten, konnen unter der angegebenen Anschrift Kontakt mit der Kommission aufnehmen.

13.  Verarbeitung personenbezogener Daten

Alle im Rahmen dieser Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EU) 2018/1725
des Europiischen Parlaments und des Rates (') verarbeitet.

Ein Vermerk zum Datenschutz, mit dem alle natiirlichen Personen tiber die Verarbeitung personenbezogener Daten im
Rahmen der handelspolitischen Schutzmafnahmen der Kommission unterrichtet werden, ist auf der Website der
GD Handel abrufbar: http://ec.europa.eu/trade/policy/accessing-markets/trade-defence/.

(") Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39).


http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/hearing-officer/
http://ec.europa.eu/trade/policy/accessing-markets/trade-defence/
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ANHANG
d ,Sensitive version“ (zur vertraulichen
Behandlung)
O Version ,For inspection by interested

parties” (zur Einsichtnahme durch
interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTIDUMPINGVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON BETONSTABSTAHL MIT
URSPUNG IN DER REPUBLIK BELARUS

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER UNABHANGIGEN EINFUHRER

Dieses Formular soll unabhingigen Einfithrern dabei helfen, die unter Abschnitt 5.3.2 der Einleitungsbekanntmachung
angeforderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Sensitive version” (zur vertraulichen Behandlung) und die Version ,Open for inspection by interested
parties (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach Maflgabe der Angaben in der Einleitungsbe-
kanntmachung an die Kommission zuriickgesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu Ihrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail:

Telefon

Website

2. UMSATZ UND VERKAUFSMENGE

Geben Sie fiir den Untersuchungszeitraum bitte Folgendes an: den Gesamtumsatz des Unternehmens in EUR und - fur
Betonstabstahl im Sinne der Einleitungsbekanntmachung — den Umsatz aus den Einfuhren und den Weiterverkdufen auf
dem Unionsmarkt nach der Einfuhr aus Belarus sowie die entsprechenden Mengenangaben in Tonnen.

Tonnen Wert (in EUR)

Gesamtumsatz Thres Unternehmens (in EUR)

Einfuhren der zu tiberpriifenden Ware mit Ursprung in
Belarus

Einfuhren der zu iiberpriifenden Ware (jeglichen Ursprungs)

Weiterverkdufe der zu tiberpriifenden Ware auf dem
Unionsmarkt nach der Einfuhr aus Belarus
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3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN ()

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschiftstitigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen
(bitte auflisten und Art der Verbindung mit Threm Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland
und/oder zur Ausfuhr) der zu tiberpriifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tatigkeiten konnten unter anderem der Einkauf
der zu iiberpriifenden Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, ihre Verarbeitung oder der
Handel mit ihr gehoren.

Name und Standort des Unternechmens Geschiftstitigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht des Unternehmens bei der
Stichprobenbildung von Nutzen sein konnten.

5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittlung der genannten Angaben erklirt sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbezichung in die
Stichprobe einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausfiillen und
einem Besuch in seinen Betriebsstitten zustimmen, welcher der Uberpriifung seiner Angaben dient. Verweigert ein
Unternehmen die etwaige Einbeziehung in die Stichprobe, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes
Unternehmen gefithrt. Die Kommission trifft die Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende Einfithrer auf der
Grundlage der verfiigbaren Informationen; dies kann zu einem Ergebnis fithren, das fur das betreffende Unternehmen
ungiinstiger ist, als wenn es mitgearbeitet hitte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevollmachtigten:

Datum:

(") Nach Artikel 127 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur
Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des
Zollkodex der Union gelten zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternechmen der
anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personengesellschaften sind, ¢) sie sich in einem Arbeitgeber-
Arbeitnehmer-Verhiltnis zueinander befinden, d) eine dritte Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf
befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert oder hilt, €) eine von ihnen unmittelbar oder
mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer dritten Person kontrolliert werden, g) sie
beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind (ABL. L 343
vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden
Verwandtschaftsverhiltnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv)
Grofeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii)
Schwiger und Schwigerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person” eine natiirliche Person, eine juristische Person oder eine Personenver-
einigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Moglichkeit hat, im
Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABL. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).



	Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Betonstabstahl mit Ursprung in der Republik Belarus 2022/C 231/11
	ANHANG 


